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Angaben unter dem Vorschriftentitel beziehen sich auf die Gliederungsnummern in der Sammlung der Gesetze und Verordnungen der Freien und Hansestadt Hamburg.

A r t i k e l  1

Dem vom 30. Oktober bis 20. November 2009 unterzeich-
neten Dreizehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag wird zu-
gestimmt.

A r t i k e l  2

Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft
veröffentlicht.

A r t i k e l  3

Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 3
Absatz 2 Satz 1 in Kraft tritt, ist im Hamburgischen Gesetz-
und Verordnungsblatt bekannt zu geben.

A r t i k e l  4

In das Gesetz zum Zwölften Rundfunkänderungsstaats-
vertrag vom 20. Mai 2009 (HmbGVBl. S. 131) wird folgender
Artikel 4 angefügt: 

„A r t i k e l  4

Die Beschreibung der Telemedienangebote nach Artikel 1
Nummer 12 (§ 11 f Absatz 7 Satz 2) und Artikel 7 Absatz 1
Sätze 1 bis 3 des Staatsvertrages ist im Amtlichen Anzeiger
zu veröffentlichen. Die Veröffentlichung nach Satz 1 kann
dadurch ersetzt werden, dass die Beschreibung der Teleme-
dienangebote bei der für die Rechtsaufsicht zuständigen
Behörde eingesehen und im elektronischen Portal der
federführenden Rundfunkanstalt dauerhaft abgerufen wer-
den kann; darauf ist im Amtlichen Anzeiger hinzuweisen.“

Gesetz
zum Dreizehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Vom 2. März 2010

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Ausgefertigt Hamburg, den 2. März 2010.

Der Senat
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A r t i k e l  1

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt
geändert durch den Zwölften Rundfunkänderungsstaatsver-
trag vom 18. Dezember 2008, wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) § 7 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 7 Werbegrundsätze, Kennzeichnungspflichten“.

b) Es wird folgender neuer § 7a eingefügt:

„§ 7a Einfügung von Werbung und Teleshopping“.

c) § 15 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 15 Zulässige Produktplatzierung“.

d) § 44 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 44 Zulässige Produktplatzierung“.

e) § 45 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 45 Dauer der Fernsehwerbung“.

f) § 45a wird wie folgt neu gefasst:

„§ 45a Teleshopping-Fenster und Eigenwerbekanäle“.

g) § 45b wird gestrichen.

h) § 58 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 58 Werbung, Sponsoring, fernsehähnliche Teleme-
dien, Gewinnspiele“.

i) § 63 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 63 Übergangsbestimmung für Produktplatzierun-
gen“.

j) Es wird folgender neuer § 64 eingefügt:

„§ 64 Regelung für Bayern“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

„(3) Für Fernsehveranstalter, sofern sie nicht bereits auf
Grund der Niederlassung deutscher Rechtshoheit
unterliegen, gelten dieser Staatsvertrag und die landes-
rechtlichen Vorschriften auch, wenn eine in Deutsch-
land gelegene Satelliten-Bodenstation für die Aufwärts-
strecke genutzt wird. Ohne eine Satelliten-Bodenstation
für die Aufwärtsstrecke in einem Staat innerhalb des
Geltungsbereichs der Richtlinie 89/552/EWG des Rates
vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit (ABl. L 298
vom 17. Oktober 1989, S. 23), zuletzt geändert durch
Richtlinie 2007/65/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 11. Dezember 2007 zur Änderung der
Richtlinie 89/552/EWG des Rates zur Koordinierung
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätig-
keit (ABl. L 332 vom 18. Dezember 2007, S. 27) – Richt-
linie 89/552/EWG – ist deutsches Recht auch anwendbar
bei der Nutzung einer Deutschland zugewiesenen
Satelliten-Übertragungskapazität. Dies gilt nicht für
Angebote, die 

1. ausschließlich zum Empfang in Drittländern
bestimmt sind

und 

Dreizehnter Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Dreizehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,
das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,

der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen, zugleich zur Umsetzung der Richtlinie 2007/65/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember
2007 zur Änderung der Richtlinie 89/552/EWG des Rates zur
Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätig-
keit, nachstehenden Staatsvertrag:
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2. nicht unmittelbar oder mittelbar von der Allgemein-
heit mit handelsüblichen Verbraucherendgeräten in
einem Staat innerhalb des Geltungsbereichs der
Richtlinie 89/552/EWG empfangen werden.“

b) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 4.

3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 7 wird wie folgt neu gefasst:

„7. Werbung jede Äußerung bei der Ausübung
eines Handels, Gewerbes, Handwerks oder
freien Berufs, die im Rundfunk von einem
öffentlich-rechtlichen oder einem privaten Ver-
anstalter oder einer natürlichen Person entwe-
der gegen Entgelt oder eine ähnliche Gegen-
leistung oder als Eigenwerbung gesendet wird,
mit dem Ziel, den Absatz von Waren oder die
Erbringung von Dienstleistungen, einschließ-
lich unbeweglicher Sachen, Rechte und Ver-
pflichtungen, gegen Entgelt zu fördern. § 7
Absatz 9 bleibt unberührt,“.

bb) Nummer 8 wird wie folgt neu gefasst:

„8. Schleichwerbung die Erwähnung oder Darstel-
lung von Waren, Dienstleistungen, Namen,
Marken oder Tätigkeiten eines Herstellers von
Waren oder eines Erbringers von Dienstleistun-
gen in Sendungen, wenn sie vom Veranstalter
absichtlich zu Werbezwecken vorgesehen ist
und mangels Kennzeichnung die Allgemein-
heit hinsichtlich des eigentlichen Zweckes die-
ser Erwähnung oder Darstellung irreführen
kann. Eine Erwähnung oder Darstellung gilt
insbesondere dann als zu Werbezwecken beab-
sichtigt, wenn sie gegen Entgelt oder eine ähn-
liche Gegenleistung erfolgt,“.

cc) Es wird folgende neue Nummer 11 eingefügt:

„11. Produktplatzierung die gekennzeichnete Er-
wähnung oder Darstellung von Waren, Dienst-
leistungen, Namen, Marken, Tätigkeiten eines
Herstellers von Waren oder eines Erbringers
von Dienstleistungen in Sendungen gegen
Entgelt oder eine ähnliche Gegenleistung mit
dem Ziel der Absatzförderung. Die kostenlose
Bereitstellung von Waren oder Dienstleistun-
gen ist Produktplatzierung, sofern die betref-
fende Ware oder Dienstleistung von bedeuten-
dem Wert ist,“.

dd) Die bisherigen Nummern 11 bis 19 werden die
neuen Nummern 12 bis 20.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 4 wird das Komma durch das Wort
„oder“ ersetzt.

bb) In Nummer 5 wird das Wort „oder“ durch einen
Punkt ersetzt.

cc) Nummer 6 wird gestrichen.

4. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

„§ 7

Werbegrundsätze, Kennzeichnungspflichten“.

b) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Werbung und Teleshopping dürfen nicht

1. die Menschenwürde verletzen,

2. Diskriminierungen auf Grund von Geschlecht, Rasse
oder ethnischer Herkunft, Staatsangehörigkeit, Reli-
gion oder Glauben, Behinderung, Alter oder sexueller
Orientierung beinhalten oder fördern,

3. irreführen oder den Interessen der Verbraucher
schaden oder

4. Verhaltensweisen fördern, die die Gesundheit oder
Sicherheit sowie in hohem Maße den Schutz der
Umwelt gefährden.“

c) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„(3) Werbung und Teleshopping müssen als solche
leicht erkennbar und vom redaktionellen Inhalt unter-
scheidbar sein. In der Werbung und im Teleshopping
dürfen keine Techniken der unterschwelligen Beein-
flussung eingesetzt werden. Auch bei Einsatz neuer
Werbetechniken müssen Werbung und Teleshopping
dem Medium angemessen durch optische oder akusti-
sche Mittel oder räumlich eindeutig von anderen Sen-
dungsteilen abgesetzt sein.“

d) Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 7a Absatz 1 gilt entsprechend.“

e) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird gestrichen.

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die neuen Sätze
1 und 2.

cc) Der bisherige Satz 4 wird der neue Satz 3 und wie
folgt gefasst:

„Satz 1 gilt auch für Teleshopping.“

f) Es wird folgender neuer Absatz 7 eingefügt:

„(7) Schleichwerbung, Produkt- und Themenplatzie-
rung sowie entsprechende Praktiken sind unzulässig.
Soweit in den §§ 15 und 44 Ausnahmen zugelassen sind,
muss Produktplatzierung folgende Voraussetzungen
erfüllen:

1. Die redaktionelle Verantwortung und Unabhängig-
keit hinsichtlich Inhalt und Sendeplatz müssen
unbeeinträchtigt bleiben,

2. die Produktplatzierung darf nicht unmittelbar zu
Kauf, Miete oder Pacht von Waren oder Dienst-
leistungen auffordern, insbesondere nicht durch
spezielle verkaufsfördernde Hinweise auf diese
Waren oder Dienstleistungen, und

3. das Produkt darf nicht zu stark herausgestellt wer-
den; dies gilt auch für kostenlos zur Verfügung
gestellte geringwertige Güter.

Auf eine Produktplatzierung ist eindeutig hinzuweisen.
Sie ist zu Beginn und zum Ende einer Sendung sowie bei
deren Fortsetzung nach einer Werbeunterbrechung
oder im Hörfunk durch einen gleichwertigen Hinweis
angemessen zu kennzeichnen. Die Kennzeichnungs-
pflicht entfällt für Sendungen, die nicht vom Veranstal-
ter selbst oder von einem mit dem Veranstalter verbun-
denen Unternehmen produziert oder in Auftrag gege-
ben worden sind, wenn nicht mit zumutbarem Aufwand
ermittelbar ist, ob Produktplatzierung enthalten ist;
hierauf ist hinzuweisen. Die in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und
die Landesmedienanstalten legen eine einheitliche
Kennzeichnung fest.“

g) Die bisherigen Absätze 7 und 8 werden die neuen
Absätze 8 und 9.
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h) Es wird folgender neuer Absatz 10 angefügt:

„(10) Werbung und Teleshopping für alkoholische
Getränke dürfen den übermäßigen Genuss solcher
Getränke nicht fördern.“

i) Es wird folgender neuer Absatz 11 angefügt:

„(11) Die Absätze 1 bis 10 gelten auch für Teleshopping-
kanäle.“

5. Es wird folgender neuer § 7a eingefügt:

„§ 7a

Einfügung von Werbung und Teleshopping

(1) Übertragungen von Gottesdiensten sowie Sendungen
für Kinder dürfen nicht durch Werbung oder Teleshop-
ping-Spots unterbrochen werden.

(2) Einzeln gesendete Werbe- und Teleshopping-Spots im
Fernsehen müssen die Ausnahme bleiben; dies gilt nicht
bei der Übertragung von Sportveranstaltungen. Die Einfü-
gung von Werbe- oder Teleshopping-Spots im Fernsehen
darf den Zusammenhang von Sendungen unter Berück-
sichtigung der natürlichen Sendeunterbrechungen sowie
der Dauer und der Art der Sendung nicht beeinträchtigen
noch die Rechte von Rechteinhabern verletzen.

(3) Filme mit Ausnahme von Serien, Reihen und Doku-
mentarfilmen sowie Kinofilme und Nachrichtensendun-
gen dürfen für jeden programmierten Zeitraum von min-
destens 30 Minuten einmal für Fernsehwerbung oder
Teleshopping unterbrochen werden.

(4) Richten sich Werbung oder Teleshopping-Spots in
einem Fernsehprogramm eigens und häufig an Zuschauer
eines anderen Staates, der das Europäische Übereinkom-
men über das grenzüberschreitende Fernsehen ratifiziert
hat und nicht Mitglied der Europäischen Union ist, so dür-
fen die für die Fernsehwerbung oder das Teleshopping dort
geltenden Vorschriften nicht umgangen werden. Satz 1 gilt
nicht, wenn die Vorschriften dieses Staatsvertrages über
die Werbung oder das Teleshopping strenger sind als jene
Vorschriften, die in dem betreffenden Staat gelten, ferner
nicht, wenn mit dem betroffenen Staat Übereinkünfte auf
diesem Gebiet geschlossen wurden.“

6. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Kürze“ die Wör-
ter „und in angemessener Weise“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Marke“ ein
Komma und die Wörter „ein anderes Symbol des
Sponsors, ein Hinweis auf seine Produkte oder
Dienstleistungen oder ein entsprechendes unter-
scheidungskräftiges Zeichen“ eingefügt.

b) In Absatz 2 wird vor dem Wort „Verantwortung“ das
Wort „redaktionelle“ eingefügt und die Wörter „die
redaktionelle“ vor dem Wort „Unabhängigkeit“ werden
gestrichen.

c) In Absatz 4 werden nach dem Wort „Herstellung“ die
Wörter „oder der Verkauf“ eingefügt.

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „zum politischen Zeit-
geschehen“ durch die Wörter „zur politischen
Information“ ersetzt.

bb) Es wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

„In Kindersendungen und Sendungen religiösen
Inhalts ist das Zeigen von Sponsorenlogos unter-
sagt.“

e) Es wird folgender neuer Absatz 8 angefügt:

„(8) § 7 Absatz 1, 3 und Absatz 8 bis 10 gelten entspre-
chend.“

7. § 9b wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Text wird Absatz 1 und die Wörter
„zuletzt geändert durch die“ werden durch die Wörter
„in der Fassung der“ ersetzt.

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt:

„(2) Rundfunkveranstalter haben folgende Informatio-
nen im Rahmen ihres Gesamtangebots leicht, unmittel-
bar und ständig zugänglich zu machen:

1. Name und geografische Anschrift,

2. Angaben, die eine schnelle und unmittelbare Kon-
taktaufnahme und eine effiziente Kommunikation
ermöglichen und

3. zuständige Aufsicht.“

8. § 11c Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„Das Landesrecht kann vorsehen, dass die jeweilige
Landesrundfunkanstalt zusätzlich so viele digitale
terrestrische Hörfunkprogramme veranstaltet wie sie
Länder versorgt.“

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden die neuen Sätze 3
bis 6.

9. § 15 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 15

Zulässige Produktplatzierung

Abweichend von § 7 Absatz 7 Satz 1 ist Produktplatzierung
im Rundfunk zulässig

1. in Kinofilmen, Filmen und Serien, Sportsendungen
und Sendungen der leichten Unterhaltung, die nicht
vom Veranstalter selbst oder von einem mit dem Ver-
anstalter verbundenen Unternehmen produziert oder
in Auftrag gegeben wurden, sofern es sich nicht um Sen-
dungen für Kinder handelt, oder

2. wenn kein Entgelt geleistet wird, sondern lediglich
bestimmte Waren oder Dienstleistungen, wie Produk-
tionshilfen und Preise, im Hinblick auf ihre Einbezie-
hung in eine Sendung kostenlos bereitgestellt werden,
sofern es sich nicht um Nachrichten, Sendungen zum
politischen Zeitgeschehen, Ratgeber- und Verbraucher-
sendungen, Sendungen für Kinder oder Übertragungen
von Gottesdiensten handelt.

Keine Sendungen der leichten Unterhaltung sind insbe-
sondere Sendungen, die neben unterhaltenden Elementen
im Wesentlichen informierenden Charakter haben, Ver-
brauchersendungen und Ratgebersendungen mit Unter-
haltungselementen.“

10. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„Nicht angerechnet werden auf die zulässigen Wer-
bezeiten Sendezeiten mit Produktplatzierungen
und Sponsorhinweise.“

bb) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die neuen Sätze
3 bis 5.

b) In Absatz 4 werden nach dem Wort „Programme“ die
Wörter „und Sendungen“ sowie nach dem Wort „Pro-
grammen“ die Wörter „und Sendungen“ eingefügt.
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11. § 16f wird wie folgt neu gefasst:

„§ 16f

Richtlinien

Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten und das ZDF erlassen Richtlinien zur Durch-
führung der §§ 7, 7a, 8, 8a, 15 und 16. In der Richtlinie zu
§ 8a sind insbesondere die Bedingungen zur Teilnahme
Minderjähriger näher zu bestimmen. Die in der ARD
zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und
das ZDF stellen hierzu das Benehmen mit den Landesme-
dienanstalten her und führen einen gemeinsamen Erfah-
rungsaustausch in der Anwendung dieser Richtlinien
durch. In der Richtlinie zu § 7 Absatz 7 und § 15 ist näher
zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen, in wel-
chen Formaten und in welchem Umfang unentgeltliche
Produktplatzierung stattfinden kann, wie die Unabhängig-
keit der Produzenten und Redaktionen gesichert und eine
ungebührliche Herausstellung des Produkts vermieden
wird. Die Sätze 1 bis 4 gelten für die Richtlinien des
Deutschlandradios zur Durchführung der §§ 7, 8a und 15
entsprechend.“

12. § 25 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a) Satz 4 wird wie folgt ergänzt:

„es sei denn, zum 31. Dezember 2009 bestehende lan-
desrechtliche Regelungen stellen die Unabhängigkeit in
anderer Weise sicher.“

b) Es werden folgende neue Sätze 5 und 6 eingefügt:

„Zum 31. Dezember 2009 bestehende Zulassungen blei-
ben unberührt. Eine Verlängerung ist zulässig.“

c) Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden die neuen Sätze 7
und 8.

13. In § 40 Absatz 1 Satz 2 wird die Jahreszahl „2010“ durch
die Jahreszahl „2020“ ersetzt.

14. § 44 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 44

Zulässige Produktplatzierung

Abweichend von § 7 Absatz 7 Satz 1 ist Produktplatzierung
im Rundfunk zulässig

1. in Kinofilmen, Filmen und Serien, Sportsendungen
und Sendungen der leichten Unterhaltung, sofern es
sich nicht um Sendungen für Kinder handelt, oder

2. wenn kein Entgelt geleistet wird, sondern lediglich
bestimmte Waren oder Dienstleistungen, wie Produk-
tionshilfen und Preise, im Hinblick auf ihre Einbezie-
hung in eine Sendung kostenlos bereitgestellt werden,
sofern es sich nicht um Nachrichten, Sendungen zum
politischen Zeitgeschehen, Ratgeber- und Verbraucher-
sendungen, Sendungen für Kinder oder Übertragungen
von Gottesdiensten handelt.

Keine Sendungen der leichten Unterhaltung sind insbe-
sondere Sendungen, die neben unterhaltenden Elementen
im Wesentlichen informierenden Charakter haben, Ver-
brauchersendungen und Ratgebersendungen mit Unter-
haltungselementen sowie Sendungen in Regionalfenster-
programmen und Fensterprogrammen nach § 31.“

15. § 45 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

„§ 45

Dauer der Fernsehwerbung“.

b) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Der Anteil an Sendezeit für Fernsehwerbespots und
Teleshopping-Spots innerhalb einer Stunde darf 20 vom
Hundert nicht überschreiten. Satz 1 gilt nicht für
Produktplatzierungen und Sponsorhinweise.“

c) Absatz 2 wird gestrichen.

d) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 2, und es
werden nach dem Wort „Programme“ die Wörter „und
Sendungen“ sowie nach dem Wort „Programmen“ die
Wörter „und Sendungen“ eingefügt.

e) Der bisherige Absatz 4 wird der neue Absatz 3 und wie
folgt neu gefasst:

„(3) Die Absätze 1 und 2 sowie § 7a gelten nicht für reine
Werbekanäle.“

16. § 45a wird wie folgt neu gefasst:

„§ 45a

Teleshopping-Fenster und Eigenwerbekanäle

(1) Teleshopping-Fenster, die in einem Programm gesen-
det werden, das nicht ausschließlich für Teleshopping
bestimmt ist, müssen eine Mindestdauer von 15 Minuten
ohne Unterbrechung haben. Sie müssen optisch und
akustisch klar als Teleshopping-Fenster gekennzeichnet
sein.

(2) Für Eigenwerbekanäle gelten die §§ 7 und 8 entspre-
chend. Die §§ 7a und 45 gelten nicht für Eigenwerbe-
kanäle.“

17. § 45b wird gestrichen.

18. In § 46 wird die Verweisung auf die „§§ 7, 8, 8a, 44, 45, 45a
und 45b“ durch die Verweisung auf die „§§ 7, 7a, 8, 8a, 44,
45 und 45a“ ersetzt.

19. In § 46a wird die Verweisung auf „§ 7 Absatz 4 Satz 2, § 44
Absatz 3 bis 5 und §§ 45, 45a“ durch die Verweisung auf 
„§ 7 Absatz 4 Satz 2, § 7a Absatz 3 und § 45 Absatz 1“
ersetzt.

20. § 49 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Veranstalter von
bundesweit verbreitetem privatem Rundfunk vorsätz-
lich oder fahrlässig 

1. Großereignisse entgegen § 4 Absatz 1 oder 3 ver-
schlüsselt und gegen besonderes Entgelt ausstrahlt,

2. entgegen § 7 Absatz 3 Satz 2 in der Werbung oder im
Teleshopping Techniken zur unterschwelligen
Beeinflussung einsetzt,

3. entgegen § 7 Absatz 3 Satz 3 Werbung oder Tele-
shopping nicht dem Medium angemessen durch
optische oder akustische Mittel oder räumlich ein-
deutig von anderen Sendungsteilen absetzt,

4. entgegen § 7 Absatz 4 eine Teilbelegung des ausge-
strahlten Bildes mit Werbung vornimmt, ohne die
Werbung vom übrigen Programm eindeutig optisch
zu trennen und als solche zu kennzeichnen,

5. entgegen § 7 Absatz 5 Satz 2 eine Dauerwerbesen-
dung nicht kennzeichnet,

6. entgegen § 7 Absatz 6 Satz 1 virtuelle Werbung in
Sendungen oder beim Teleshopping einfügt,

7. entgegen § 7 Absatz 7 Satz 1 Schleichwerbung, The-
menplatzierung oder entsprechende Praktiken
betreibt,

8. entgegen § 7 Absatz 7 Satz 1 Produktplatzierung
betreibt, soweit diese nicht nach § 44 zulässig ist,
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9. entgegen § 7 Absatz 7 Satz 3 oder 4 auf eine Pro-
duktplatzierung nicht eindeutig hinweist,

10. entgegen § 7 Absatz 9 Werbung oder Teleshopping
politischer, weltanschaulicher oder religiöser Art
verbreitet,

11. entgegen § 7a Absatz 1 Übertragungen von Gottes-
diensten oder Sendungen für Kinder durch Wer-
bung oder Teleshopping-Spots unterbricht,

12. entgegen den in § 7a Absatz 3 genannten Vorausset-
zungen Sendungen durch Werbung oder Teleshop-
ping unterbricht,

13. entgegen § 8 Absatz 1 Satz 1 nicht zu Beginn oder
am Ende der gesponserten Sendung auf den Spon-
sor hinweist, 

14. gemäß § 8 Absatz 3 bis 6 unzulässig gesponserte
Sendungen verbreitet, 

15. entgegen § 9 Absatz 1 Satz 2 der Informationspflicht
nicht nachkommt,

16. entgegen § 9b Absatz 2 die dort genannten Informa-
tionen im Rahmen des Gesamtangebots nicht
leicht, unmittelbar und ständig zugänglich macht,

17. entgegen § 20 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1
ohne Zulassung Rundfunkprogramme veranstaltet, 

18. entgegen § 20b Satz 1 und 2 Hörfunkprogramme
ausschließlich im Internet verbreitet und dies der
zuständigen Landesmedienanstalt nicht oder nicht
vollständig anzeigt,

19. entgegen § 23 Absatz 2 nicht fristgemäß die Aufstel-
lung der Programmbezugsquellen der zuständigen
Landesmedienanstalt vorlegt,

20. entgegen § 34 Satz 2 die bei ihm vorhandenen
Daten über Zuschaueranteile auf Anforderung der
KEK nicht zur Verfügung stellt,

21. entgegen § 45 Absatz 1 die zulässige Dauer der Wer-
bung überschreitet,

22. entgegen § 45a Absatz 1 Satz 1 Teleshopping-
Fenster verbreitet, die keine Mindestdauer von 15
Minuten ohne Unterbrechung haben oder entgegen
§ 45a Absatz 1 Satz 2 Teleshopping-Fenster verbrei-
tet, die nicht optisch und akustisch klar als solche
gekennzeichnet sind,

23. entgegen § 47 Absatz 1 in Verbindung mit § 12
Absatz 3 des Telemediengesetzes die Nutzung von
Rundfunk von einer Einwilligung des Nutzers in
eine Verarbeitung seiner Daten für andere Zwecke
abhängig macht,

24. entgegen § 47 Absatz 1 in Verbindung mit § 13
Absatz 1 Satz 1 oder 2 des Telemediengesetzes den
Nutzer nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder
nicht rechtzeitig unterrichtet,

25. entgegen § 47 Absatz 1 in Verbindung mit § 13
Absatz 2 oder 4 Satz 1 Nr. 1 bis 5 des Telemedien-
gesetzes einer dort genannten Pflicht zur Sicher-
stellung nicht oder nicht richtig nachkommt,

26. entgegen § 47 Absatz 1 in Verbindung mit § 14
Absatz 1 oder § 15 Absatz 1 oder 8 Satz 1 oder 2 des
Telemediengesetzes personenbezogene Daten ver-
arbeitet,

27. entgegen § 47 Absatz 1 in Verbindung mit § 15
Absatz 3 Satz 3 des Telemediengesetzes ein Nut-
zungsprofil mit Daten über den Träger des Pseu-
donyms zusammenführt,

28. entgegen § 47 Absatz 3 Satz 4 Angebote gegen den
Abruf oder Zugriff durch die zuständige Aufsichts-
behörde sperrt.“

b) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Es werden folgende neue Nummern 15 bis 27 ein-
gefügt:

„15. entgegen § 58 Absatz 3 in Verbindung mit § 7
Absatz 3 Satz 2 in der Werbung oder im Tele-
shopping Techniken zur unterschwelligen
Beeinflussung einsetzt,

16. entgegen § 58 Absatz 3 in Verbindung mit § 7
Absatz 3 Satz 3 Werbung oder Teleshopping
nicht dem Medium angemessen durch opti-
sche oder akustische Mittel oder räumlich ein-
deutig von anderen Angebotsteilen absetzt,

17. entgegen § 58 Absatz 3 in Verbindung mit § 7
Absatz 6 Satz 1 virtuelle Werbung in seine
Angebote einfügt,

18. entgegen § 58 Absatz 3 in Verbindung mit § 7
Absatz 4 das verbreitete Bewegtbildangebot
durch die Einblendung von Werbung ergänzt,
ohne die Werbung eindeutig optisch zu tren-
nen und als solche zu kennzeichnen,

19. entgegen § 58 Absatz 3 in Verbindung mit § 7
Absatz 5 Satz 2 ein Bewegtbildangebot nicht
als Dauerwerbung kennzeichnet,

20. entgegen § 58 Absatz 3 in Verbindung mit § 7
Absatz 7 Satz 1 Schleichwerbung, Themen-
platzierung oder entsprechende Praktiken
betreibt,

21. entgegen § 58 Absatz 3 in Verbindung mit § 7
Absatz 7 Satz 1 Produktplatzierung betreibt,
soweit diese nicht nach den §§ 15 oder 44
zulässig ist,

22. entgegen § 58 Absatz 3 in Verbindung mit § 7
Absatz 7 Satz 3 oder 4 auf eine Produktplatzie-
rung nicht eindeutig hinweist,

23. entgegen § 58 Absatz 3 in Verbindung mit § 7
Absatz 9 Werbung oder Teleshopping politi-
scher, weltanschaulicher oder religiöser Art
verbreitet,

24. entgegen § 58 Absatz 3 in Verbindung mit § 7a
Absatz 1 in das Bewegtbildangebot eines Got-
tesdienstes oder in die Bewegtbildangebote für
Kinder Werbung oder Teleshopping-Spots
integriert,

25. entgegen den in § 58 Absatz 3 in Verbindung
mit § 7a Absatz 3 genannten Voraussetzungen
in Bewegtbildangebote Werbung oder Tele-
shopping integriert,

26. entgegen § 58 Absatz 3 in Verbindung mit § 8
Absatz 1 Satz 1 bei einem gesponserten
Bewegtbildangebot nicht auf den Sponsor hin-
weist, 

27. gemäß § 58 Absatz 3 in Verbindung mit § 8
Absatz 3 bis 6 unzulässig gesponserte Bewegt-
bildangebote verbreitet,“.

bb) Die bisherigen Nummern 15 und 16 werden die
neuen Nummern 28 und 29.

c) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „18 bis 23“ durch die
Angabe „23 bis 28“ und die Angabe „13 bis 16“ durch die
Angabe „13 bis 29“ ersetzt. 
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21. § 58 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

„§ 58

Werbung, Sponsoring, fernsehähnliche Telemedien,
Gewinnspiele“.

b) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

„(3) Für Telemedien mit Inhalten, die nach Form und
Inhalt fernsehähnlich sind und die von einem Anbieter
zum individuellen Abruf zu einem vom Nutzer gewähl-
ten Zeitpunkt und aus einem vom Anbieter festgelegten
Inhaltekatalog bereitgestellt werden (audiovisuelle
Mediendienste auf Abruf), gelten § 1 Absatz 3 sowie die
§§ 7 und 8 entsprechend. Für Angebote nach § 2 Ab-
satz 3 Nummer 5 gelten zusätzlich die §§ 4 bis 6, 7a und
45 entsprechend.“

c) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 4.

22. Es wird folgender neuer § 63 eingefügt:

„§ 63

Übergangsbestimmung für Produktplatzierungen

§ 7 Absatz 7 und die §§ 15 und 44 gelten nicht für Sendun-
gen, die vor dem 19. Dezember 2009 produziert wurden.“

23. Der bisherige § 63 wird der neue § 64 und die Verweisung
auf „§ 7 Absatz 8 1. Variante“ durch die Verweisung auf 
„§ 7 Absatz 9 Satz 1 1. Variante“ ersetzt.

A r t i k e l  2

Änderung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages

§ 6 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages vom 10. bis
27. September 2002, zuletzt geändert durch den Elften Rund-

funkänderungsstaatvertrag vom 12. Juni 2008, wird wie folgt
geändert:

1. Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Der erste Halbsatz wird wie folgt neu gefasst:

„Werbung darf Kinder und Jugendliche weder körper-
lich noch seelisch beeinträchtigen,“.

b) In Nummer 1 werden die Wörter „Kaufappelle an Kin-
der oder Jugendliche“ durch die Wörter „Aufrufe zum
Kaufen oder Mieten von Waren oder Dienstleistungen
an Minderjährige“ ersetzt.

2. Absatz 5 Satz 2 wird gestrichen.

3. In Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort „Teleshopping“
die Wörter „und Sponsoring“ eingefügt.

A r t i k e l  3

Kündigung,
Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in Artikel 1 und 2 geänderten
Staatsverträge sind die dort vorgesehenen Kündigungsvor-
schriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. April 2010 in Kraft. Sind
bis zum 31. März 2010 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der
Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonfe-
renz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsi-
dentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung der
Ratifikationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Rund-
funkstaatsvertrages und des Jugendmedienschutz-Staatsvertra-
ges in der Fassung, die sich aus den Artikeln 1 und 2 ergibt, mit
neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:
Stuttgart, den 10. November 2009
Günther H. Oettinger

Für den Freistaat Bayern:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Horst Seehofer

Für das Land Berlin:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg:
Potsdam, den 4. November 2009
M. Platzeck

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Ole von Beust

Für das Land Hessen:
Mainz, den 30. Oktober 2009
R. Koch

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Erwin Sellering

Für das Land Niedersachsen:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Christian Wulff

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Mainz, den 30.X.2009
Jürgen Rüttgers
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Für das Land Rheinland-Pfalz:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Kurt Beck

Für das Saarland:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Peter Müller

Für den Freistaat Sachsen:
Mainz, den 30. Oktober 2009
St. Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Mainz, den 30.X.2009
Böhmer

Für das Land Schleswig-Holstein:
Mainz, den 30. Oktober 2009
Peter Harry Carstensen 

Für den Freistaat Thüringen:
Erfurt, den 20. November 2009
Ch. Lieberknecht

§ 1

Gewerbesteuerhebesatz 2010

Der Hebesatz für die Gewerbesteuer nach dem Gewerbe-
ertrag für das Kalenderjahr 2010 wird auf 470 vom Hundert
festgesetzt.

§ 2

Grundsteuerhebesätze 2010

Die Hebesätze für die Grundsteuern werden für das Kalen-
derjahr 2010 wie folgt festgesetzt:

1. für die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft auf 225 vom
Hundert,

2. für die Grundstücke auf 540 vom Hundert.

§ 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2010 in
Kraft.

Protokollerklärung aller Länder zum Dreizehnten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag

„Die Länder beabsichtigen, zeitnah die bestehenden Rege-
lungen im Rundfunkstaatsvertrag zur Sicherung der Mei-
nungsvielfalt im Fernsehen und zum Medienkonzentra-
tionsrecht zu überprüfen. In diese Prüfung sollen auch
Regelungen einbezogen werden, die insbesondere in Län-
dern ohne regionale Fenster zur Vielfalt der lokalen und
regionalen Rundfunkangebote beitragen können.“

Protokollerklärung aller Länder zu § 7 Absatz 7 des Rundfunk-
staatsvertrages

„Die Länder erwarten von den Rundfunkveranstaltern,
dass sie mit den Verbänden der werbetreibenden Wirtschaft
und der Produzenten zu Produktplatzierungen einen ver-
bindlichen Verhaltenskodex vereinbaren.“

Gesetz
über die Festsetzung der Hebesätze

für die Realsteuern für das Kalenderjahr 2010
Vom 2. März 2010

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Ausgefertigt Hamburg, den 2. März 2010.

Der Senat
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Ausgefertigt Hamburg, den 2. März 2010.

Der Senat

§ 1

Das Hamburgische Kammergesetz für die Heilberufe vom
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. 2005 S. 495, 2006 S. 35), zuletzt
geändert am 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 444, 445), wird
wie folgt geändert:

1. In § 9 wird hinter Absatz 3 folgender Absatz 3 a eingefügt:

„(3 a) Die Ethik-Kommission nach Absatz 1 Satz 1 nimmt
die Aufgaben gemäß § 22 in Verbindung mit § 22 b Absatz 5
und § 22 c Absatz 4 des Medizinproduktegesetzes in der Fas-
sung vom 7. August 2002 (BGBl. I S. 3147), zuletzt geändert
am 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2326, 2339), in der jeweils gel-
tenden Fassung wahr. Gemäß Absatz 7 Nummer 9 in Ver-
bindung mit § 35 des Medizinproduktegesetzes erhebt sie
für ihre Tätigkeit Kosten (Gebühren und Auslagen).“

2. In § 35 Absatz 2 Nummer 7 wird hinter dem Wort „Wirt-
schaftsraum“ die Textstelle „und der Vertragsstaaten, denen
Deutschland und die Europäische Gemeinschaft oder
Deutschland und die Europäische Union einen entspre-
chenden Rechtsanspruch eingeräumt haben,“ eingefügt.

3. § 36 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union oder eines Vertragsstaates des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder eines Ver-

tragsstaates, dem Deutschland und die Europäische
Gemeinschaft oder Deutschland und die Europäische
Union vertraglich einen Rechtsanspruch eingeräumt haben
(Mitglied- oder Vertragsstaat), die ein fachbezogenes
Diplom, ein Prüfungszeugnis oder einen sonstigen fachli-
chen Weiterbildungsnachweis besitzen, das beziehungs-
weise der nach dem Recht der Europäischen Union oder
dem Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum
oder einem Vertrag, mit dem Deutschland und die Europäi-
sche Gemeinschaft oder Deutschland und die Europäische
Union einen entsprechenden Rechtsanspruch eingeräumt
haben, gegenseitig anzuerkennen oder einer solchen Aner-
kennung gleichgestellt ist, erhalten auf Antrag die entspre-
chende Anerkennung nach § 29. Sie führen die in diesem
Gesetz und in den Weiterbildungsordnungen vorgesehene
entsprechende Bezeichnung.“

4. In § 62 Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:

„Mit diesem Gesetz wird die Richtlinie 2005/36/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September
2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen
(ABl. EU Nr. L 255 S. 22) umgesetzt.“

§ 2

§ 1 Nummer 1 tritt am 21. März 2010 in Kraft. Im Übrigen
tritt dieses Gesetz am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen Kammergesetzes

für die Heilberufe
Vom 2. März 2010

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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Vierzehnte Verordnung
über die Erweiterung der Verkaufszeiten

aus Anlass von besonderen Ereignissen im Bezirk Hamburg-Nord
Vom 3. März 2010

Auf Grund von § 8 Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Ladenöff-
nungsgesetzes vom 22. Dezember 2006 (HmbGVBl. S. 611),
geändert am 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 444, 449), in
Verbindung mit der Weiterübertragungsverordnung-Verkaufs-
zeiten vom 11. Juni 2002 (HmbGVBl. S. 92), geändert am
23. September 2003 (HmbGVBl. S. 477), wird verordnet:

Fünfzehnte Verordnung
über die Erweiterung der Verkaufszeiten

aus Anlass von besonderen Ereignissen im Bezirk Hamburg-Nord
Vom 8. März 2010

Auf Grund von § 8 Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Ladenöff-
nungsgesetzes vom 22. Dezember 2006 (HmbGVBl. S. 611),
geändert am 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 444, 449), in
Verbindung mit der Weiterübertragungsverordnung-Verkaufs-
zeiten vom 11. Juni 2002 (HmbGVBl. S. 92), geändert am
23. September 2003 (HmbGVBl. S. 477), wird verordnet:

§ 1
Sonntagsverkaufszeiten im Bezirk Hamburg-Nord

Verkaufsstellen im Bereich des Einkaufszentrums Hambur-
ger Straße dürfen am Sonntag, dem 28. März 2010, aus Anlass
der Veranstaltung „Ostermeile im Shopping-Center Hambur-
ger Meile“ in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet
sein.

§ 2
Schlussvorschrift

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den
Ladenschluss vom 12. Mai 1998 (HmbGVBl. S. 68), zuletzt
geändert am 19. Oktober 2004 (HmbGVBl. S. 386), bleibt
unberührt.

Hamburg, den 8. März 2010.

Das Bezirksamt Hamburg-Nord

§ 1

Sonntagsverkaufszeiten im Bezirk Hamburg-Nord

Verkaufsstellen im Bereich des Nedderfeld Center dürfen
am Sonntag, dem 28. März 2010, aus Anlass der Veranstaltung
„Frühlingszauber Nedderfeld Center“ in der Zeit von 12.00
Uhr bis 17.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2

Schlussvorschrift

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den
Ladenschluss vom 12. Mai 1998 (HmbGVBl. S. 68), zuletzt
geändert am 19. Oktober 2004 (HmbGVBl. S. 386), bleibt
unberührt.

Hamburg, den 3. März 2010.

Das Bezirksamt Hamburg-Nord
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§ 1

Änderung des Hamburgischen Schulgesetzes

Das Hamburgische Schulgesetz vom 16. April 1997
(HmbGVBl. S. 97), zuletzt geändert am 20. Oktober 2009
(HmbGVBl. S. 373), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

1.1 Hinter dem Eintrag zu § 14 wird folgender Eintrag ein-
gefügt:

„§ 14a

Einführung der Primarschule“.

1.2 Hinter dem Eintrag zu § 15 wird folgender Eintrag ein-
gefügt:

„§ 16 

Oberstufe“.

1.3 Der Eintrag zu § 30 erhält folgende Fassung:

„§ 30

Lernmittel“.

1.4 Der Eintrag zu § 42 erhält folgende Fassung:

„§ 42

Einschulung, Übergänge, Elternwahlrecht, Umschulung“.

2. In § 14 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Die Primarschulen sind nach Maßgabe des § 100 zu
evaluieren.“

3. Hinter § 14 wird folgender § 14a eingefügt:

„§ 14a

Einführung der Primarschule

(1) Ab dem Schuljahr 2010/2011 wird die Primarschule in
den Jahrgangsstufen 1 und 4 eingeführt. Die Einführung
wird im Schuljahr 2011/2012 in den Jahrgangsstufen 2 und
5 und im Schuljahr 2012/2013 in den Jahrgangsstufen 3
und 6 fortgeführt. 

(2) Die Jahrgangsstufe 5 wird jedoch erst mit dem Schul-
jahr 2012/2013 eingerichtet, wenn dies die Schulkonferenz
oder die Lehrerkonferenz oder der Elternrat mit Mehrheit
im ersten Halbjahr des Schuljahres 2010/2011 bis spätes-
tens zum 30. November 2010 beschließt. § 90 findet auf
diesen Beschluss keine Anwendung.

(3) Abweichend von § 15 und § 17 können Stadtteilschulen
und Gymnasien in den Schuljahren 2009/2010, 2010/2011
und 2011/2012 auch eine fünfte und sechste Jahrgangsstufe
und im Schuljahr 2012/2013 eine sechste Jahrgangsstufe
führen. 

(4) Bis zum Schuljahr 2011/2012 können die Sorgeberech-
tigten ihr Elternwahlrecht in der Weise ausüben, dass
Schülerinnen und Schüler im Anschluss an die Jahrgangs-
stufe 4 einer Grund- oder Primarschule in die Jahrgangs-
stufe 5 einer Stadtteilschule oder eines Gymnasiums wech-
seln. 

(5) Spätestens im Schuljahr 2013/2014 werden an sämt-
lichen Primarschulen die Jahrgangsstufen 1 bis 6 geführt.“

4. Hinter § 15 wird folgender § 16 eingefügt: 

„§ 16

Oberstufe

Gymnasien und Stadtteilschulen führen eine eigene Ober-
stufe. Sie können untereinander und schulformübergrei-
fend kooperieren.“ 

5. § 30 erhält folgende Fassung:

„§ 30

Lernmittel

(1) Die Lernmittel werden von den Schulen beschafft und
den Schülerinnen und Schülern unentgeltlich leihweise
zur Verfügung gestellt. Lernmittel von geringem Wert wer-
den nicht gewährt. Für Gegenstände und Materialien, die
im Unterricht verarbeitet und danach von der Schülerin
oder dem Schüler verbraucht werden oder ihnen verblei-
ben, kann ein Kostenbeitrag der Sorgeberechtigten oder
der volljährigen Schülerinnen und Schüler erhoben wer-
den.

(2) Das Nähere zur Beschaffung und Überlassung der
Lernmittel sowie zu Art und Umfang der Lernmittel von
geringem Wert regelt der Senat durch Rechtsverordnung.“

6. § 42 wird wie folgt geändert:

6.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„§ 42

Einschulung, Übergänge, Elternwahlrecht, Umschulung“.

6.2 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die Sorgeberechtigten oder die volljährige Schülerin
oder der volljährige Schüler entscheiden im Rahmen der
der Schülerin oder dem Schüler nach ihren oder seinen
Leistungen eröffneten Möglichkeiten und im Rahmen der
schulorganisatorischen Gegebenheiten über den Übergang
von einer Schulform in eine andere.“

6.3 Hinter Absatz 3 werden folgende neue Absätze 4 bis 6
eingefügt:

„(4) Die Sorgeberechtigten entscheiden nach der Schul-
laufbahnempfehlung der Primarschule und nach einge-
hender fachlich-pädagogischer Beratung, welche der
Schulformen die Schülerin oder der Schüler im Anschluss
an die Primarschule besuchen soll (Elternwahlrecht).

(5) Für den Übergang in die Jahrgangsstufe 8 des Gymna-
siums, in die Sekundarstufe II oder in eine andere Schul-
form ist erforderlich, dass die Schülerin oder der Schüler
die Voraussetzungen für eine erfolgreiche Mitarbeit in der
gewählten Schulstufe oder Schulform erfüllt. Am Ende der
Jahrgangsstufe 7 des Gymnasiums entscheidet die Zeug-
niskonferenz über den weiteren Bildungsgang. Ist nicht zu
erwarten, dass die Schülerin oder der Schüler den Anfor-
derungen des sechsjährigen gymnasialen Bildungsgangs
gewachsen sein wird, wechselt die Schülerin oder der
Schüler in die Jahrgangsstufe 8 der Stadtteilschule.

(6) Der Senat wird ermächtigt, das Verfahren, die individu-
ellen und organisatorischen Voraussetzungen und den

Dreizehntes Gesetz
zur Änderung des Hamburgischen Schulgesetzes 

Vom 9. März 2010

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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Zeitpunkt der Übergänge durch Rechtsverordnung zu
regeln.“

6.4 Die bisherigen Abätze 4 und 5 werden Absätze 7 und 8.

7. § 53 Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Schulleitung unterrichtet die Schulkonferenz insbe-
sondere über die Verwendung der Haushalts-, Personal-
und Sachmittel, die Ergebnisse der Schulinspektionen
(§ 85 Absatz 3) und der Evaluationen nach § 100 sowie das
Fortbildungsprogramm für das schulische Personal.“ 

8. § 87 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Keine Klasse an Stadtteilschulen soll größer sein als
25 Schülerinnen und Schüler. An Gymnasien soll die Klas-
sengröße von 28 Schülerinnen und Schülern nicht über-
schritten werden. Schülerinnen und Schüler an Primar-
schulen haben Anspruch auf Unterricht in Klassen, die
nicht größer sind als 23 Schülerinnen und Schüler, an
Primarschulen mit einer sozialstrukturell benachteiligten
Schülerschaft auf Klassengrößen, die 19 nicht überschrei-
ten. Aus Gründen besonderer räumlicher Gegebenheiten
oder besonderer pädagogischer Aufgaben kann die Klas-
sengröße im Einzelfall unterschritten, aus Gründen der
regionalen Versorgung aller Schülerinnen und Schüler im
Einzelfall überschritten werden.“

9. § 100 wird wie folgt geändert:

9.1 Hinter Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) In der Primarschule werden dauerhaft mindestens in
den Jahrgangsstufen 3 und 6 in sämtlichen Klassen Eva-

luationen durchgeführt, in denen insbesondere die Basis-
kompetenzen der Schülerinnen und Schüler sowie der
Lernstand der Klassen bezogen auf die nationalen Bil-
dungsstandards ermittelt werden. Die Konzeption, Durch-
führung und Auswertung der Studien wird durch eine
unabhängige wissenschaftliche Institution begleitet. § 85
bleibt unberührt.“

9.2 Es wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) Die wesentlichen Ergebnisse der Evaluationen sind zu
veröffentlichen. Den Schulen sind die sie betreffenden
Ergebnisse zu berichten. Dem zuständigen Ausschuss der
Bürgerschaft sind die Ergebnisse der Evaluation nach
Absatz 2a sämtlicher Schulen zu übermitteln, wenn dieser
beschließt, über die Unterlagen Verschwiegenheit zu wah-
ren.“

§ 2

Schlussbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

(2) § 1 Nummer 5 tritt mit Wirkung zum 1. August 2010 in
Kraft.

(3) § 1 Nummer 8 tritt am 1. August 2010 mit folgender
Maßgabe in Kraft: Beginnend mit dem Schuljahr 2010/2011
werden jeweils die 1. Klassen der Primarschulen nach den
neuen Höchstfrequenzen eingerichtet und im weiteren Fort-
gang so organisiert. 
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